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Montag, 10. Mai 2021

B 1179

Satzung der Stadt Regensburg über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung – EBS)
vom 30. April 2021

Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern 
(GO) in Verbindung mit Art. 5 a Abs. 2 
des Bayerischen Kommunalabgabenge-
setzes (KAG) und § 132 Baugesetzbuch 
(BauGB) erlässt die Stadt Regensburg 
folgende Satzung:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht 
gedeckten Aufwandes für Erschließungs-
anlagen erhebt die Stadt Regensburg 
Erschließungsbeiträge nach Art. 5 a 
Abs. 1 KAG sowie nach Maßgabe dieser 
Satzung.

§ 2
Art und Umfang der  

Erschließungsanlagen

(1)  Beitragsfähig ist der Erschließungs-
aufwand

1. f ür die öffentlichen zum Anbau  
bestimmten Straßen und Wege 

a)  zur Erschließung von Grund-
stücken mit einer Geschoss-
flächenzahl bis 0,7 bis zu einer 
Breite von 16,5 m, wenn sie 
beidseitig und bis zu einer Breite 
von 13,0 m, wenn sie einseitig 
anbaubar sind;

b)  zur Erschließung von Grund-
stücken mit einer Geschossflä-
chenzahl über 0,7 bis 1,2 bis zu 
einer Breite von 24 m, wenn sie 

beidseitig und bis zu einer Breite 
von 17,5 m, wenn sie einseitig 
anbaubar sind;

c)  zur Erschließung von Grundstü-
cken mit einer Geschossflächen-
zahl über 1,2 bis zu einer Breite 
von 32 m, wenn sie beidseitig 
und bis zu einer Breite von 22 m, 
wenn sie einseitig anbaubar sind;

d)  zur Erschließung von Gewerbe- 
und Industriegrundstücken bis 
zu einer Breite von 32 m, wenn 
eine Bebauung oder gewerb-
liche Nutzung der angrenzenden 
Grundstücke auf beiden Stra-
ßenseiten, bis zu einer Breite von 
25 m, wenn dies nur auf einer 
Straßenseite zulässig ist;

2.  für die öffentlichen, aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen mit 
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren 
Verkehrsanlagen innerhalb der 
Baugebiete, z. B. Fußwege oder 
Wohnwege, in voller Breite;

3.  für öffentliche Plätze, die zum 
Anbau bestimmt sind, mit ihren 
Straßenanlagen bis zu den in Nr. 1 
Buchst. a bis Buchst. d für einsei-
tige Bebauung bzw. gewerbliche 
Nutzung genannten Breiten;

4.  für die nicht zum Anbau bestimm-
ten, zur Erschließung der Bauge-
biete notwendigen Sammelstraßen 
innerhalb der Baugebiete bis zu 
einer Breite von 34 m;

5. für Parkflächen,

a)  die Bestandteil der Verkehrsanla-
gen im Sinne von Nr. 1 und Nr. 4 
sind, in voller Breite,

b)  soweit sie nicht Bestandteil der 
in Nr. 1 und Nr. 4 genannten 
Verkehrsanlagen, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen 
innerhalb der Baugebiete zu 
deren Erschließung notwendig 
sind, bis zu 15 v. H. aller im Ab-
rechnungsgebiet (§ 5) liegenden 
Grundstücksflächen

6.  für Grünanlagen mit Ausnahme von 
Kinderspielplätzen

a)  die Bestandteil der Verkehrsan-
lagen im Sinne der Nr. 1 bis Nr. 4 
sind, in voller Breite,

b)  soweit sie nicht Bestandteil 
der in Nr. 1 bis Nr. 4 genannten 
Verkehrsanlagen sind, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen in-
nerhalb der Baugebiete zu deren 
Erschließung notwendig sind, bis 
zu 20 v. H. der im Abrechnungs-
gebiet (§ 5) liegenden Grund-
stücksflächen,

7. für Immissionsschutzanlagen.

(2)  In den in Abs. 1 Nr. 1 a bis Nr. 1 d und 
Nr. 4 genannten Breiten sind Maße 
von Parkflächen und Grünanlagen, 
die Bestandteile von Verkehrsanlagen 
sind, nicht enthalten.

(3)  Zu dem Erschließungsaufwand nach 
Abs. 1 Nr. 1 bis Nr. 7 gehören insbe-
sondere die Kosten für
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a) den Erwerb der Grundflächen,
b)  die Freilegung der Grundflä-

chen,
c)  die erstmalige Herstellung des 

Straßenkörpers einschließlich 
des Unterbaues, der Befesti-
gung der Oberfläche sowie 
notwendiger Erhöhungen oder 
Vertiefungen,

d)  die Herstellung von Rinnen 
sowie der Randsteine,

e) die Herstellung von Radwegen,
f) die Herstellung von Gehwegen,
g)  die Herstellung von kombi-

nierten Geh- und Radwegen,
h)  die Herstellung von Misch-

flächen,
i)  die Herstellung der Beleuch-

tungseinrichtung,
j)  die Herstellung der Entwässe-

rungseinrichtung der Erschlie-
ßungsanlagen,

k)  den Anschluss an andere  
Erschließungsanlagen,

l)  die Herstellung der Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen wegen 
Eingriffs beitragsfähiger  
Maßnahmen in Natur und  
Landschaft,

m)  die Übernahme von Anlagen als 
gemeindliche Erschließungs-
anlagen,

n)  die Herstellung von Böschun-
gen, Schutz- und Stützmauern.

(4)  Der Erschließungsaufwand umfasst 
auch den Wert der von der Stadt 
Regensburg aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt 
der Bereitstellung.

(5)  Der Erschließungsaufwand im Rah-
men des Abs. 1 umfasst auch die 
Kosten, die für die Teile der Fahrbahn 
einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, 
Staats- oder Kreisstraße entstehen, 
die über die Breiten der anschlie-
ßenden freien Strecken hinausgehen.

(6)  Beitragsfähig sind auch die Omnibu-
shaltebuchten und die Wendeflächen 
am Ende von Sackstraßen, ferner die 
zur Herstellung der Erschließungs-
anlagen erforderlichen Böschungen, 
Schutz- und Stützmauern, auch 
soweit sie außerhalb der in Abs. 1 
genannten Breiten liegen.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen  

Erschließungsaufwandes

(1)  Der beitragsfähige Erschließungs-
aufwand für die Herstellung der 
Entwässerungseinrichtungen (ohne 
Straßenabläufe) wird nach einem 
Einheitssatz ermittelt. Der Einheitssatz 
beträgt je lfd. Meter Abwasserkanal 
470,00 Euro. Im Übrigen wird der 
beitragsfähige Erschließungsaufwand 
nach den tatsächlichen Kosten ermit-
telt.

(2)  Der beitragsfähige Erschließungsauf-
wand wird für die einzelne Erschlie-
ßungsanlage ermittelt. Die Stadt 
Regensburg kann abweichend von 
Satz 1 den beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand für bestimmte Ab-
schnitte einer Erschließungsanlage 
oder diesen Aufwand für mehrere 
Anlagen, die für die Erschließung 
der Grundstücke eine Einheit bilden 
(Erschließungseinheit), ermitteln.

(3)  Die Aufwendungen für Fußwege und 
Wohnwege (§ 2 Abs. 1 Nr. 2), für 
Sammelstraßen (§ 2 Abs. 1 Nr. 4), für 
Parkflächen (§ 2 Abs. 1 Nr. 5 b), für 
Grünanlagen (§ 2 Abs. 1 Nr. 6 b) und 
für Immissionsschutzanlagen (§ 2 
Abs. 1 Nr. 7, § 10) werden den zum 
Anbau bestimmten Straßen, Wegen 
und Plätzen, zu denen sie von der 
Erschließung her gehören, zuge-
rechnet. Das Verfahren nach Satz 1 
findet keine Anwendung, wenn das 
Abrechnungsgebiet (§ 5) der Fuß- 
und Wohnwege, der Sammelstraßen, 
Parkflächen, Grünanlagen oder Im-
missionsschutzanlagen von dem Ab-
rechnungsgebiet der Straßen, Wege 
und Plätze abweicht; in diesem Fall 
werden die Fuß- und Wohnwege, die 
Sammelstraßen, Parkflächen, Grünan-
lagen und Immissionsschutzanlagen 
selbständig als Erschließungsanlagen 
abgerechnet.

§ 4
Gemeindeanteil

Die Stadt Regensburg trägt 10 v. H. 
des beitragsfähigen Erschließungsauf-
wandes.

§ 5
Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschließungsanlage 
erschlossenen Grundstücke bilden das 
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt 
einer Erschließungsanlage oder eine 
Erschließungseinheit abgerechnet, so bil-
den die von dem Abschnitt der Erschlie-
ßungsanlage bzw. Erschließungseinheit 
erschlossenen Grundstücke das Abrech-
nungsgebiet.

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen  

Erschließungsaufwandes

(1)  Bei zulässiger gleicher Nutzung 
der Grundstücke wird der nach § 3 
ermittelte Erschließungsaufwand nach 
Abzug des Anteils der Stadt Regens-
burg (§ 4) auf die Grundstücke des 
Abrechnungsgebietes (§ 5) nach den 
Grundstücksflächen verteilt.

(2)  Ist in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) 
eine unterschiedliche bauliche oder 
sonstige Nutzung zulässig, wird der 
nach § 3 ermittelte Erschließungs-
aufwand nach Abzug des Anteils der 
Stadt Regensburg (§ 4) auf die Grund-
stücke des Abrechnungsgebietes (§ 5) 
verteilt, indem die Grundstücksflächen 
mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht 
werden, der im Einzelnen beträgt:

1.  bei eingeschossiger  
Bebau barkeit und  
gewerblich oder sonstig  
nutzbaren Grundstücken,  
auf denen keine oder  
nur eine untergeordnete  
Bebauung zulässig ist 1,00

2.  bei zweigeschossiger  
Bebaubarkeit 1,25

3.  bei dreigeschossiger  
Bebaubarkeit 1,50

4.  bei viergeschossiger  
Bebaubarkeit 1,70

5.  bei mehr als  
viergeschossiger  
Bebaubarkeit zuzüglich 
je weiteres Vollgeschoss 0,15
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(3)  Beitragspflichtige Grundstücke, die 
ohne bauliche Nutzungsmöglichkeit 
oder die mit einer untergeordneten 
baulichen Nutzungsmöglichkeit 
gewerblich oder in sonstiger Weise 
vergleichbar genutzt werden oder ge-
nutzt werden dürfen, z. B. Friedhöfe, 
Sportanlagen, Freibäder, Camping-
plätze, Dauerkleingärten, werden 
mit 0,5 der Grundstücksfläche in die 
Verteilung einbezogen.

(4)  Als zulässige Zahl der Vollgeschosse 
gilt die im Bebauungsplan oder einer 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
festgesetzte höchstzulässige Zahl 
der Vollgeschosse. Weist der Bebau-
ungsplan oder die Satzung nach § 34 
Abs. 4 BauGB nur eine Baumassen-
zahl aus, so gilt als Zahl der Vollge-
schosse die Baumassenzahl geteilt 
durch 3,5. Weist der Bebauungsplan 
oder die Satzung nach § 34 Abs. 4 
BauGB lediglich eine höchstzulässige 
Gebäudehöhe in Form der Wand- 
oder Firsthöhe aus, so gilt diese 
geteilt durch 3,5. Sind beide Höhen 
festgesetzt, so ist die höchstzulässige 
Wandhöhe maßgebend. Bruchzahlen 
werden auf volle Zahlen abgerundet. 
Setzt der Bebauungsplan oder die 
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 
weder die Zahl der Vollgeschosse 
noch eine Baumassenzahl noch die 
höchstzulässige Gebäudehöhe in 
Form der Wand- oder Firsthöhe fest, 
so findet Abs. 6 Anwendung.

(5)  Grundstücke, auf denen nur Garagen 
oder Stellplätze zulässig sind, gelten 
als eingeschossig bebaubare Grund-
stücke. Bei mehrgeschossigen Park-
bauten bestimmt sich der Nutzungs-
faktor nach der Zahl ihrer Geschosse.

(6)  In unbeplanten Gebieten sowie im Fall 
des Abs. 4 Satz 6 ist bei bebauten 
oder bei unbebauten, aber bebau-
baren Grundstücken die Zahl der 
auf den Grundstücken der näheren 
Umgebung überwiegend vorhandenen 
Vollgeschosse maßgebend. 
 
Vollgeschosse sind Geschosse, die 
vollständig über der natürlichen oder 
festgelegten Geländeoberfläche liegen 
und über mindestens zwei Drittel ihrer 
Grundfläche eine Höhe von min-

destens 2,30 m haben. Als Vollge-
schosse gelten auch Kellergeschosse, 
deren Deckenunterkante im Mittel 
mindestens 1,20 m höher liegt als die 
natürliche oder festgelegte Geländeo-
berfläche.

(7)  Ist im Einzelfall eine größere Zahl 
der Vollgeschosse zugelassen oder 
vorhanden, so ist diese zugrunde zu 
legen.

(8)  Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen 
der Besonderheiten des Bauwerks 
nicht feststellbar, werden je volle 
3,50 m Höhe des Bauwerks als 
ein Vollgeschoss gerechnet. Ist ein 
Grundstück mit einer Kirche, einer 
Synagoge, einer Moschee oder einem 
ähnlich für religiöse Zwecke genutzten 
Gebäude bebaut, so sind zwei Voll-
geschosse anzusetzen. Dies gilt für 
Türme, die nicht Wohnzwecken, ge-
werblichen oder industriellen Zwecken 
oder einer freiberuflichen Nutzung 
dienen, entsprechend.

(9)  Werden in einem Abrechnungsgebiet 
(§ 5) außer überwiegend gewerb-
lich genutzten Grundstücken oder 
Grundstücken, die nach den Fest-
setzungen eines Bebauungsplans 
in einem Kern-, Gewerbe- oder 
Industriegebiet liegen, auch andere 
Grundstücke erschlossen, so sind 
für die Grundstücke in Kern-, Gewer-
be- und Industriegebieten sowie für 
die Grundstücke, die überwiegend 
gewerblich genutzt werden, die in 
Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren 
um je 0,5 zu erhöhen. Als gewerblich 
genutzt oder nutzbar gelten auch 
Grundstücke, wenn sie überwiegend 
Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unter-
richts-, Heilbehandlungs- oder ähnlich 
genutzte Räume beherbergen oder in 
zulässiger Weise beherbergen dürfen.

§ 7
Eckgrundstücke und durchlaufende 

Grundstücke

Für Grundstücke, die von mehr als einer 
Erschließungsanlage im Sinne des § 127 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB erschlossen werden, 
ist die Grundstücksfläche bei Abrech-
nung jeder Erschließungsanlage nur mit 

zwei Dritteln anzusetzen. Dies gilt nicht,
1.  wenn ein Erschließungsbeitrag 

nur für eine Erschließungsanlage 
erhoben wird und Beiträge für wei-
tere Anlagen zu deren erstmaliger 
Herstellung weder nach dem gel-
tenden Recht noch nach vergleich-
baren früheren Rechtsvorschriften 
erhoben worden sind oder erhoben 
werden,

2.  für Grundstücke in Kern-, Gewer-
be- und Industriegebieten sowie für 
Grundstücke, die gemäß § 6 Abs. 9 
als gewerblich genutzt gelten.

In einer Erschließungseinheit (§ 3 
Abs. 2) sind mehrfach erschlossene 
Grundstücke bei gemeinsamer Auf-
wandsermittlung bei der Verteilung des 
Erschließungsaufwandes nur einmal zu 
berücksichtigen.

§ 8
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für

  1. den Grunderwerb,
  2. die Freilegung der Grundflächen,
  3.  die Fahrbahn, auch Richtungsfahr-

bahnen,
  4. die Radwege,
  5.  die Gehwege zusammen oder 

einzeln,
  6.  die gemeinsamen Geh- und  

Radwege,
  7. die unselbständigen Parkplätze,
  8. die Mehrzweckstreifen,
  9. die Mischflächen,
10. die Sammelstraßen,
11. die Parkflächen,
12. die Grünanlagen,
13.  die Beleuchtungseinrichtungen 

und
14. die Entwässerungseinrichtungen

gesondert erhoben und in beliebiger 
Reihenfolge umgelegt werden, sobald 
die Maßnahme, deren Aufwand durch 
Teilbeträge gedeckt werden soll, abge-
schlossen worden ist. Diesen Zeitpunkt 
stellt die Stadt Regensburg fest.
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§ 9
Merkmale der endgültigen  

Herstellung der  
Erschließungsanlagen

(1)  Die öffentlichen zum Anbau be-
stimmten Straßen, Wege und Plät-
ze, die öffentlichen aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen mit 
Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren 
Verkehrsanlagen innerhalb der 
Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohn-
wege) sowie Sammelstraßen und 
Parkflächen sind endgültig herge-
stellt, wenn sie die nachstehenden 
Merkmale aufweisen:

1.  eine Pflasterung, eine Asphalt-, 
Beton- oder ähnliche Decke 
neuzeitlicher Bauweise mit dem 
technisch notwendigen Unter-
bau,

2.  Straßenentwässerung und Be-
leuchtung,

3.  Anschluss an eine dem öffentli-
chen Verkehr gewidmete Straße.

(2) Geh- und Radwege sind endgültig 
hergestellt, wenn sie eine Abgrenzung 
gegen die Fahrbahn und gegeneinan-
der (außer bei Mischflächen) sowie 
eine Befestigung mit Platten, Pfla-
ster, Asphaltbelag oder eine ähnliche 
Decke in neuzeitlicher Bauweise mit 
dem technisch notwendigen Unterbau 
aufweisen.

(3) Grünanlagen sind endgültig her-
gestellt, wenn ihre Flächen gärtne-
risch gestaltet sind. In selbständigen 
Grünanlagen müssen außerdem die 
Wegeflächen mit einem Pflaster- oder 
Plattenbelag oder einer wassergebun-
denen Decke sowie mit den technisch 
erforderlichen Entwässerungsanlagen 
versehen sein.

(4) Zu den Merkmalen der endgültigen 
Herstellung der in den Abs. 1 bis 3 
genannten Erschließungsanlagen ge-
hören alle Maßnahmen, die durchge-
führt werden müssen, damit die Stadt 
Regensburg das Eigentum oder eine 
Dienstbarkeit an den für die Erschlie-
ßungsanlage erforderlichen Grundstü-
cken erlangt.

§ 10
Immissionsschutzanlagen

Art, Umfang, Verteilungsmaßstab und 
Herstellungsmerkmale von Anlagen 
zum Schutz von Baugebieten gegen 
schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes werden durch ergänzende 
Satzung im Einzelfall geregelt.

§ 11
Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht mit der 
endgültigen Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen, für Teilbeträge, sobald 
die Maßnahmen, deren Aufwand 
durch die Teilbeträge gedeckt werden 
soll, abgeschlossen sind. Im Falle der 
Übernahme von Anlagen als gemeind-
liche Erschließungsanlagen entsteht 
die Beitragspflicht mit der Übernahme 
durch die Stadt Regensburg.

§ 12
Beitragspflichtiger

Beitragspflichtig ist derjenige, der 
im Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Beitragsbescheids Eigentümer des 
Grundstücks ist. Ist das Grundstück 
mit einem Erbbaurecht belastet, so 
ist der Erbbauberechtigte anstelle 
des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als 
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen 
Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsan-
teil beitragspflichtig.

§ 13
Vorausleistungen

Im Fall des Art. 5 a Abs. 2 KAG i. V. m. 
§ 133 Abs. 3 BauGB können Voraus-
leistungen bis zur Höhe des voraus-
sichtlichen Erschließungsbeitrages 
erhoben werden.

§ 14
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach 
Bekanntgabe des Beitragsbescheids, 
die Vorausleistung zwei Monate nach 
Bekanntgabe des Vorausleistungsbe-
scheids fällig.

§ 15
Ablösung des Erschließungsbeitrages

Der Erschließungsbeitrag kann im 
Ganzen vor Entstehen der Beitragspflicht 
abgelöst werden (Art. 5 a Abs. 2 KAG 
i. V. m. § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Ein 
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. Die Höhe des Ablösungsbetrages 
richtet sich nach der Höhe des voraus-
sichtlich entstehenden Erschließungsbei-
trages.

§ 16
Inkrafttreten

(1)  Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

(2)  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die 
Satzung über die Erhebung eines 
Erschließungsbeitrages in Regens-
burg (Erschließungsbeitragssatzung) 
vom 16. Juni 1976 (AMBl. Nr. 25 vom 
28. Juni 1976), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 19.10.2006 (AMBl. 
Nr. 45 vom 6. November 2006),  
außer Kraft.

Regensburg, 30. April 2021
Stadt Regensburg

Gertrud Maltz-Schwarzfischer
Oberbürgermeisterin
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Allgemeinverfügung der Stadt Regensburg zur Anordnung eines 
Impfverbots gegen die Infektion mit Boviner Virus Diarrhoe 
(BVD) nach der Verordnung (EU) 2016/429 und der  
Delegierten Verordnung (EU) 2020/689

a)  die Ergebnisse der epidemiolo-
gischen Untersuchung und der 
Untersuchungen gemäß Arti-
kel 25 Delegierte Verordnung (EU) 
2020/689 gezeigt haben, dass von 
dem Ausbruch nur eine begrenzte 
Zahl von Betrieben betroffen war 
und

b)  nur eine begrenzte Zahl von 
Rindern, die von der zuständigen 
Behörde zur Bekämpfung des 
Ausbruchs für erforderlich gehalten 
wird, unter Aufsicht der zuständi-
gen Behörde geimpft wird und die 
Impfung für jedes Tier dokumentiert 
wird.

3.  In Rinder haltende Betriebe in der 
Stadt Regensburg dürfen ab dem 
15. Mai 2021 ausschließlich BVDV- 
unverdächtige Rinder eingestellt 
werden, die nicht gegen die BVDV-
Infektion geimpft worden sind.  
 
Diese BVDV-unverdächtigen, nicht 
gegen die BVDV-Infektion geimpften 
Rinder müssen von einem schrift-
lichen oder elektronischen Nachweis 
über die BVDV-Unverdächtigkeit des 
jeweiligen Rindes begleitet sein. 

4.  Die sofortige Vollziehung der in den 
Nummern 1 bis 3 des Tenors getrof-
fenen Regelungen wird angeordnet. 

5. Kosten werden nicht erhoben. 

6.  Diese Allgemeinverfügung gilt am 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Stadt Regensburg als 
bekannt gegeben.

Hinweise:

• Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1  
BayVwVfG ist nur der verfügende Teil 
der Allgemeinverfügung öffentlich 
bekannt zu machen. Die Allgemein-
verfügung liegt mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung bei der  
Stadt Regensburg, Umweltamt,  
Abteilung Umweltverfahren, 
Zi. Nr. 2.214, Bruderwöhrdstr. 15 b, 
93055 Regensburg aus. Sie kann 
während der allgemeinen Dienst-
zeiten (Montag bis Mittwoch zwischen 
08.30 und 12.00 Uhr, Donnerstag zwi-
schen 08.30 und 13.00 und zusätzlich 
zwischen 15.00 und 17.30 Uhr, Freitag 
zwischen 08.30 und 12.00 Uhr) sowie 
nach vorheriger Terminvereinbarung 
auch abweichend von den allgemei-
nen Dienstzeiten eingesehen werden. 
Wir bitten pandemiebedingt um eine 
vorherige Terminvereinbarung,  
Telefon (0941) 507-1314. 

• Auf die Bußgeldtatbestände des  
§ 32 Abs. 2 Nr. 3 Tiergesundheitsge-
setz wird hingewiesen.

Regensburg, 05. Mai 2021
Stadt Regensburg
Umweltamt
Im Auftrag

Dr. Voigt
Rechtsdirektorin

Aufgrund des Art. 46 Abs. 1 lit. a) der 
Verordnung (EU) 2016/429 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 
9. März 2016 zu Tierseuchen und zur  
Änderung und Aufhebung einiger Rechts-
akte im Bereich der Tiergesundheit 
(„Tiergesundheitsrecht“), zuletzt geändert 
durch Art. 1 ÄndVO (EU) 2018/1629 vom 
25.7.2018 (ABl. L 272 S. 11), Art. 71 
Abs. 1 lit. b), Art. 72 lit. f) und Anhang IV 
Teil VI Kapitel 2 Abschnitte 1 und 2 der 
Delegierte Verordnung (EU) 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
2016/429 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich Vorschriften 
betreffend Überwachung, Tilgungspro-
gramme und den Status „seuchenfrei“ für 
bestimmte gelistete und neu auftretende 
Seuchen sowie Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes über den öffentlichen Gesund-
heits- und Veterinärdienst, die Ernährung 
und den Verbraucherschutz sowie die 
Lebensmittelüberwachung (Gesundheits-
dienst- und Verbraucherschutzgesetz – 
GDVG) vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 
752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt 
durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 
2020 (GVBl. S. 370) geändert worden ist, 
ergeht für das gesamte Gebiet der Stadt 
Regensburg, folgende:

Allgemeinverfügung:

1.  Die Impfung von Rindern gegen die 
Infektion mit dem BVD-Virus (BVDV) 
ist ab dem 15. Mai 2021 im gesamten 
Gebiet der Stadt Regensburg verbo-
ten. 

2.  Die zuständige Behörde kann im Fall 
eines Ausbruchs eine Ausnahme vom 
Impfverbot nach vorgenannter Num-
mer 1 gestatten, wenn  
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Öffentliche Ausschreibungen

Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt, folgende Aufträge zu 
vergeben:

1. Offenes Verfahren nach VOB/A EU
21 E 042 – Pflanzarbeiten nah DIN 18916
Absendung der Auftragsbekanntma-
chung im EU-Amtsblatt am 28.04.2021

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.vergabe.bayern.de

Vorankündigung

Information über beabsichtigte  
Beschränkte Ausschreibungen nach  
§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A 2019 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de

2. Öffentliche Ausschreibung nach 
UVgO
21 A 095 – Beschaffung von  
Netzwerkkabel und -module
21 A 096 – Erweiterung der Software 
Clearswift um SECURE iCAP Server
21 A 097 – Lieferung von Zimmeraus-
stattung für Containermodule – GS am 
Napoleonstein
21 A 098 – Lieferung von Zimmer-
ausstattung für Containermodule –  
SFZ Bajuwarenstraße

Nähere Informationen zu oben  
genannten Ausschreibungen siehe unter  
www.regensburg.de/vergaben und/oder 
www.vergabe.bayern.de

3. Verhandlungsvergabe mit  
Teilnahmewettbewerb nach UVgO
21 F 053.1 – Beschaffung einer  
Videokonferenzsystemsoftware für 
hybride Sitzungen des Regensburger 
Stadtrates, Ausschüsse und Großveran-
staltungen sowie für den Einsatz in der 
Stadtverwaltung

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.regensburg.de/vergaben


